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Antrag 

der Abgeordneten Volker Beck (Köln), Amke Dietert-Scheuer, Franziska Eichstädt- 
Bohlig, Gerald Hafner, Dr. Angelika Köster-Loßack, Dr. Helmut Lippeit, Kerstin Müller 
(Köln), Winfried Nachtwei, Cem Özdemir, Rezzo Schlauch, Manfred Such und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Der Opfer des Nationalsozialismus gedenken - Das Holocaust-Denkmal errichten 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Gedenkstätten und Mahnmale sind von zentraler Bedeutung, 
damit sich im Denken und Handeln der Menschen Auschwitz 
nicht wiederholt. 

II. 1. Für das Gedenken an die Opfer des Nationalsozialismus 

spielen die Orte des Geschehens eine wichtige Rolle. Sie 
vor dem Verfall zu bewahren, ist eine gemeinsame Aufga- 
be von Bund und Ländern. 

2. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 
im Bundeshaushalt die notwendigen Mittel für den Erhalt 
von Gedenkstätten in den Bundesländern und im Ausland 
liegenden Gedenkstätten vorzusehen. 

III. Der Deutsche Bundestag begrüßt die Initiative des Förder- 
kreises zur Errichtung eines Denkmals für die ermordeten Ju- 
den Europas e. V. für ein Holocaust-Mahnmal in Berlin. 

IV. Ein solches Denkmal ist ein Bekenntnis zur historischen Ver- 
antwortung und Schuld Deutschlands. Es ist Mahnmal gegen 
Antisemitismus und jede Form von Rassismus und somit für 
Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit. 

V. Der Deutsche Bundestag hält es für notwendig, daß über die 
Errichtung des Holocaust-Mahnmals ein breiter gesellschaftli- 
cher Konsens erzielt wird. Ein langer politischer Streit birgt die 
Gefahr, daß das Projekt insgesamt in Frage gestellt werden 
könnte. Der Deutsche Bundestag respektiert die Bedingungen 
und Ergebnisse des künstlerischen Wettbewerbs und hält an 
dem vereinbarten Standort fest. Es wäre zu begrüßen, wenn 
das Holocaust-Denkmal zum Zeitpunkt des Umzuges von 
Deutschem Bundestag und Bundesregierung bereits fertigge- 
stellt wäre. 

VI. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, das 
weitere Verfahren in die Hände eines Gremiums zu legen, das 
den Förderkreis zur Errichtung eines Denkmals für die ermor- 
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deten Juden Europas, den Zentralrat der Juden in Deutschland, 
Fraktionen des Deutschen Bundestages und Fraktionen des 
Berliner Abgeordnetenhauses sowie die Bundesregierung und 
Landesregierung von Berlin umfaßt. Das Gremium läßt sich bei 
seiner Entscheidungsfindung von Fachleuten aus dem ln- und 
Ausland in künstlerischen, wissenschaftlichen und politischen 
Belangen beraten. 

VII. 1. Die Ermordung der europäischen Juden steht als singulä- 
res Ereignis in der deutschen Geschichte. Aber auch der 
anderen Opfer des Nationalsozialismus muß würdig und 
angemessen gedacht werden. 

Sinti und Roma haben wiederholt eine Gedenkstätte im 
Zentrum von Berlin eingeklagt, die an den Holocaust an ih- 
rer Gruppe erinnert. Auch die Schwulenverbände haben 
ein Mahnmal für die im Nationalsozialismus verfolgten Ho- 
mosexuellen gefordert. 

2. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 
in Absprache mit dem Land Berlin sowie den Fraktionen 
des Deutschen Bundestages und des Berliner Abgeordne- 
tenhauses mit den Verfolgtenorganisationen über Mahn- 
male tur andere Opfer des Nationalsozialismus in der Nähe 
des Reichstages umgehend Gespräche aufzunehmen. 

Bonn, den 7. Mai 1996 

Volker Beck (Köln) 

Amke Dietert-Scheuer 
Franziska Eichstädt-Bohlig 
Gerald Häfner 
Dr. Angelika Köster-Loßack 
Dr. Helmut Lippelt 
Winfried Nachtwei 
Cem Özdemir 
Rezzo Schlauch 
Manfred Such 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 

Durch die andauernde öffentliche Kontroverse über das geplante 
Denkmal für die ermordeten Juden Europas droht dieses wichtige 
Projekt Schaden zu nehmen. 

In dieser Situation muß der Deutsche Bundestag seiner Verant- 
wortung gerecht werden und Stellung beziehen. 

Der Antrag bekennt sich zum Projekt des Förderkreises zur Er- 
richtung eines Denkmals für die ermordeten Juden Europas. Zu- 
sätzlich zum Holocaust-Denkmal ist eine Gesamtkonzeption des 
Gedenkens und Erinnerns erforderlich, die auch Mahnmalprojek- 
te für weitere Opfergruppen umfaßt. 
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Ebenfalls unverzichtbar ist die Zukunftssicherung der bestehen- 
den Gedenkstätten. Insbesondere die KZ-Gedenkstätten dürfen 
nicht dem Verfall preisgegeben werden. Diese Gedenkstätten lei- 
sten wichtige Dokumentationsarbeit, bemühen sich um die über- 
lebenden Opfer und deren Angehörige, pflegen internationale 
Kontakte und tragen damit zur Völkerverständigung bei. Sie bie- 
ten ein Forum für den Dialog der Generationen und betreiben po- 
litische Aufklärungsarbeit. 
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